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Altenheim EXPO 
Treffen dler Entscheider 
Die Ziele der Konzert ierten Aktion Pflege, innovative Betreiberkonzepte 

und der Blick auf Märkte mit Wachstumspot enzia l w ie das Premium 

Segment - auf der Altenh1eim EXPO Ende Juni in Berl in waren das nur 

einige der Themen, die mit unter kont rovers d iskut iert w urden. 

Z um Auftakt ging es gleich mitten hinein in die 

großen Themen der Pflegepolitiik: Tarifvertrag 
oder M indestlohn? Wie findet man mehr Azubis? 

Wie können digita le Prozesse für Entlastung sor­

gen? Wer schultert die finanzie lle Mehrbelastung? 

Und überhaupt: Wie lassen sich d ie <1mbitionierten 
Ziele der Konzert ierten Akt ion Pflege 1(KAP) in der Re­
alität umsetzen? Diese und ähnlich brennende Fra­

gen standen im Fokus der Podiumsdliskussion zum 

Auftakt der Altenheim EXPO 2019. Der Strategiekon-

gress wird einmal im Jahr von Vincentz Network, zu 

dem auch CARE lnvest gehört, ausgerichtet. Knapp 

450 Besucher und über 30 Aussteller kamen dieses 
Mal bei sommerlichem Wetter zu dem Branchen­

treff am 25. und 26.Juni in das Berliner Hotel Estrel. 

In der Auftaktveranstaltung diskutierten auf dem 
Podium Andreas Westerfellhaus, Staatssekretär und 

Pflegebevollmächt igter der Bundesregierung, Erich 

lrlstorfer, pflegepolitischer Sprecher der CDU/CSU­

Bundestagsfra ktion, Arno Schwalie, CEO von » 

AUFGESCHNAPPT 

„Ein allgemeinver­

bindlicherTarifvertrag 

stellt das Prinzip 

unserer freien Markt­

wirtschaft in Frage." 

Bernhard Schneider, 
Evangelische Heimstiftung 
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Ei nzelzi m mer-Ouote -
OVG stellt wichtige Weiche 

Hinsichtl ich der Wiederbelegungssperre in Pflege~heimen in Nordrhein-Westfa len hat 

das Oberverwa lt ungsgericht M ünster eine weit re ichende Entscheidung gefä llt. Welche 

Konsequenzen das für Betreiber hat und welche neuen Verhandlungspositionen sich 

für die Pflegebra nche daraus ergeben, erläut ert unser Gastautor. 

D ie Entscheidungen des OVG Müinster betrafen 
das im nordrhein-westfälischen Wohn- und 

Teilhabegesetz vorhandene Instrument der Wieder­

belegungssperre zur Durchsetzung der gesetzlich ab 

dem 1. August 2018 zwingend vorge!;ehenen Quote 
von 80 Prozent an Einzelzimmern in stationären pfie-

geeinrichtungen. Zunächst handelt es sich bei den 

besagten Entscheidungen um Entscheidungen im 
einstweiligen Rechtsschutz. 

Das bedeutet, dass das OVG 

„Die Entscheidung des OVG ist ein 

wichtiges Signal. Es lohnt sich, die 

Münster über die Klagen ge-

gen die Wiederbelegungs­

sperre im Bezug auf die 
betroffenen pfiegeeinrich­

tungen in Borgholzhausen 

und Köln noch nicht end-

eigenen Ansprüche 

prüfen zu lassen." 

Jörg Haferkorn, 

Rechtsanwalt 
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gültigentschlieden hat. Eine 

Entscheidung im einstwei­
ligen Rechts,schutz ist eine 

vorläufige Entscheidung. 
Sie ergeht iim Rahmen ei­
nes laufenden Rechtsstrei-

tes durch eiinen Beschluss, 

um ggf. Nachteile aufgrund 

der langen Verfahrensdauer vom K l ~iger abzuwen­

den. Bei dieser Entscheidung berücks.ichtigt das Ge­
richt j edoch gegebenenfalls die Erfolgsaussichten 

der Hauptsache. 

Die von den Entscheidungen betroffenen Einrich­

tungen hatten zum Stichtag 1. Augu'St 2018 die ge­
forderte 80 Prozent-Quote nicht err,eicht, aber be­

reits entsprechende Maßnahmen eingeleitet. Hier 
machte das OVG Münster nun deutliich, dass für Be­

st andseinrichtungen die Verpflichtuing, die 80 Pro­

zent-Quote zu erreichen, erstmals a1us dem Wohn­

und Teilhabegesetz aus dem Jahr 2014 hervorging. 

Es gab zwar zuvor auch schon die ent!;prechende ge­

setzgeberische Vorgabe für neue, umgebaute oder 

modernisierte Einrichtungen. Diese betraf jedoch 

lediglich neue Objekte und nicht solche, denen Be­
standsschutz eingeräumt wird (die entsprechende 

Unterscheidung zieht sich durch viele Bereiche des 

Bau- und Ordnungsrechts), sodass nach den besag­

ten Entscheidungen die gesetzgeberischen Vorga­

ben vor 2014 für Bestandseinrichtungen nicht gal­

t en. Vor der Entscheidung des OVG Münster sorgte 
diese Frage wiederum für viel Unsicherheit. 

Das OVG hielt weiterhin unter der Berücksich­

tigung der erforderlichen Umbaumaßnahmen den 

Zeitraum von vier Jahren für zu kurz und daher für 

unverhä ltnismäßig. Dabei berücksichtigte das Ge­
richt auch den erforderlichen finanziellen und orga­

nisat orischen Aufwand, der mit den erforderlichen 

Maßnahmen einhergeht. 

Wegen der Unverhältnismäßigkeit der aufge­

stellten Umbauanforderungen entschied das OVG 

folgerichtig, dass j edenfa lls bis zu einer Entschei­

dung in der Hauptsache, die Wiederbelegungssperre 
außer Kraft zu setzen ist. Mithin können aktuell, zu­

mindest bis zu der endgültigen Entscheidung, die 

betroffenen Einrichtungen wieder entsprechend Be­

wohner aufnehmen. 

Entscheidung des Gerichts hat noch 
vorläufigen Charakter 
Zwar handelt es sich nicht um eine endgültige Ent­

scheidung des OVG, hierin kann jedoch ein deutli­

cher Hinweis gesehen werden, wie das Gericht die 

Problematik auch bezogen auf die Hauptsache ein­

schätzt. Das OVG nimmt in den Fokus lediglich die 
nach seiner Einschätzung unzureichende Frist zur 

Umsetzung der Vorgaben. Die damit verbundenen 

Diskussionen über die Wohnverhältnisse der jewei­

ligen Bewohner sind dabei müßig, denn es gibt auf 

der anderen Seite auch Wartelisten und Mangel an 
freien Plätzen. Weiterhin kann man aus den Ent-



scheidungen erkennen, dass das OVG durchaus auch 

den den Betreibern zustehenden Schadensersatz im 
Blick hat. Dies wird also auch noch ein zu diskutieren­

des Thema sein. Den betroffenen Betreibern von sta­

t ionären Pflegeeinrichtungen empfehlen w ir daher 

eine sorgfältige Prüfung ihrer möglichen Ansprüche 

einerseits und die genaue Evaluierung der sich in der 

Entwicklung befind lichen Rechtslage andererseits. 
Wenn dasOVG eine Umsetzungsfrist von vier Jahren 

für unverhältnismäßig hält, so heißt es nicht, dass 

es die geset zgeberischen Vorgaben an sich als un­

verhältnismäßig bet rachtet. Demgegenüber halten 

wir im Falle einer bereits bestandskräftig angeord­

neten Wiederbelegungssperre die Aufhebung dieser 
in bestimmten Situationen durchaus für möglich. 

Gerade weil man angesichts der aktuellen Entschei­

dung gute Argumente dafür hat, dass die Wiederbe­

legungssperre im Nachhinein als rechtswidrig an­

zusehen ist, spricht viel dafür, dass die Verwa ltung 

gehalten ist, den ursprünglichen Verwaltungsakt, 
mit dem konkret Betreibern die Wiederbelegungs­

sperre auferlegt wurde, aufzuheben. 

Schadenersatz-Ansprüche müssen im 
Einzelfall geprüft werden 
Weiterhin stehen im Bedarfsfall auch konkret Scha­

densersat za nsprüche im Raum. Letztlich hat man 

mit den besagten Gerichtsentscheidungen bessere 

Argumente in der j eweiligen Verhandlungsposition 

gegenüber der zuständigen Behörde. Die Frage des 

j eweiligen Bestandschut zes und seines Umfanges 

ist stets eine Einzelfrage. Gleiches gilt für d ie Hand­
lungsoptionen in der j eweiligen Situat ion. Im Zwei­

fel lassen Sie sich am best en beraten. Fa lsche j uris­

tische Entscheidungen sind meistens um einiges 

t eurer als präventive Maßnahmen. Wir empfehlen 

im l aufe des Umgestaltungsprozesses direkt die 
WTG-Behörde miteinzubeziehen und den kommu­

nalen Dialog zu suchen. 
Zu bedenken ist auch, dass es im Rahmen von Er­

weiterungs- und Veränderungsbaut en heut e ganz 

andere Standards in Bezug auf Bauweise und Aus­

stattung gibt, die ggf. sich auch posit iv auf die Qua­

lität der Einrichtung auswirken werden. 
In diesem Zusammenhangarbeiten w ir mit dem 

Consulting-Unternehmen Portarion GmbH & Co. KG 
zusammen, das sich insbesondere m it der fina nziel­

len und konzeptionellen Berat ung und Proj ektent­

wicklung von Pflegeeinrichtungen beschäftigt. Ab­

schließend erscheint eine gut durchdachte Planung 
generell auch als ein gutes Argument, dass der kon­

kreten Einrichtung eine längere Übergangszeit zu­

zubilligen ist. 

Gastautor dieses Beitrags ist Rechtsanwalt Jörg Haferkorn, 
Steuerkanzlei Haferkorn und Rimscha. www.recht-hr.de 
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Digitale Transformation 
in der Pflege 
Demografischer Wandel und Fachkräftemangel - zwei Einfluss­
faktoren, die die Altenhilfe vor ganz besondere Herausforde­
rungen stellen. Doch welche Innovationen und digita len Tools 
entlasten Pflegekräfte und erhöhen die Lebensqualität der 
Pflegebedürftigen? Dieses Buch beschre ibt die Geschäftsideen 
von Start-ups, zeigt den Nutzen auf und informiert über die Ent­
wicklung des Geschäftsfeldes. Ziel des Buches ist es, Start-ups 
und Betreiber, Projektentwickler oder Investoren zusammen­
zubringen. Verschaffen Sie sich einen konzent rierten Überblick 
zu diesem spannenden Thema. 
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